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3 7 0 . Kundmachung: Geltungsbereich des Abkommens zur Vereinheitlichung von Regeln über die Beför-
derung im Internationalen Luftverkehr (Warschauer Abkommen)

3 7 1 . Kundmachung: Geltungsbereich des Protokolls zur Änderung des Abkommens zur Vereinheitli-
chung von Regeln über die Beförderung im Internationalen Luftverkehr, unter-
zeichnet in Warschau

3 7 2 . Übereinkommen über die Erhaltung der europäischen wildlebenden Pflanzen und Tiere und ihrer
natürlichen Lebensräume samt Anhängen
(NR: GP XV RV 1369 AB 1477 S. 149. BR: AB 2697 S. 433.)

370. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
12. Juli 1983 betreffend den Geltungsbereich
des Abkommens vom 12. Oktober 1929 zur
Vereinheitlichung von Regeln über die Beför-
derung im Internationalen Luftverkehr (War-

schauer Abkommen)

Nach Mitteilungen der Polnischen Regierung
haben nachstehende Staaten ihre Beitrittsurkunden
zum Abkommen zur Vereinheitlichung von Regeln
über die Beförderung im Internationalen Luftver-
kehr (Warschauer Abkommen) (BGBl.
Nr. 286/1961, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 437/1982) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung
der Beitrittsurkunde:

Vanuatu 26. Oktober 1981
Arabische Republik

Jemen 6. Mai 1982
Vietnam 11. Oktober 1982

Die Salomon-Inseln haben erklärt, sich auch
nach Erlangung der Unabhängigkeit an dieses
Abkommen gebunden zu erachten. Die Kontinui-
tätserklärung wurde am 9. September 1981 hinter-
legt.

Die Kundmachung des Geltungsbereiches in
BGBl. Nr. 286/1961 wird dahingehend ergänzt,
daß die Beitritte von Ghana und Kambodscha am
3. Dezember 1934 durch das Vereinigte Königreich
bzw. am 15. November 1932 durch Frankreich
erklärt wurden. Kontinuitätserklärungen wurden
von den beiden erstgenannten Staaten bisher nicht
abgegeben.

Sinowatz

3 7 1 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
12. Juli 1983 betreffend den Geltungsbereich
des Protokolls vom 28. September 1955 zur
Änderung des Abkommens zur Vereinheitli-
chung von Regeln über die Beförderung im
Internationalen Luftverkehr, unterzeichnet in

Warschau am 12. Oktober 1929

Nach Mitteilungen der Polnischen Regierung
haben nachstehende Staaten ihre Beitrittsurkunden
zum Protokoll zur Änderung des Abkommens zur
Vereinheitlichung von Regeln über die Beförde-
rung im Internationalen Luftverkehr, unterzeichnet
in Warschau am 12. Oktober 1929, (BGBl.
Nr. 161/1971, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 438/1982) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung
der Beitrittsurkunden:

Vanuatu 26. Oktober 1981
Arabische Republik

Jemen 6. Mai 1982
Vietnam 11. Oktober 1982

Die Salomon-Inseln haben erklärt, sich auch
nach Erlangung der Unabhängigkeit an dieses Pro-
tokoll gebunden zu erachten. Die Kontinuitätser-
klärung wurde am 9. September 1981 hinterlegt.

Sinowatz
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372.

Der Nationalrat hat beschlossen:

1. Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Anhängen wird genehmigt.

2. Dieser Staatsvertrag ist im Sinne des Art. 50 Abs. 2 B-VG durch die Erlassung von Gesetzen zu
erfüllen.

(Übersetzung)

ÜBEREINKOMMEN ÜBER
DIE ERHALTUNG DER
EUROPÄISCHEN WILD-
LEBENDEN PFLANZEN
UND TIERE UND IHRER
NATÜRLICHEN LEBENS-

RÄUME

PRÄAMBEL

Die Mitgliedstaaten des Europa-
rats und die anderen Unterzeich-
ner dieses Übereinkommens —

in der Erwägung, daß es das
Ziel des Europarats ist, eine
engere Verbindung zwischen sei-
nen Mitgliedern herbeizuführen;

in Anbetracht des Wunsches
des Europarats, auf dem Gebiet
des Naturschutzes mit anderen
Staaten zusammenzuarbeiten;

in der Erkenntnis, daß wildle-
bende Pflanzen und Tiere ein
Naturerbe von ästhetischem, wis-
senschaftlichem, kulturellem,
erholungsbezogenem, wirtschaft-
lichem und ideellem Wert darstel-
len, das erhalten und an künftige
Generationen weitergegeben wer-
den muß;

in Anerkennung der wesentli-
chen Rolle, die wildlebende
Pflanzen und Tiere bei der Erhal-
tung biologischer Gleichgewichte
spielen;

in Anbetracht dessen, daß sich
der Bestand vieler Arten wildle-
bender Pflanzen und Tiere erheb-
lich verringert und daß einige
Arten vom Aussterben bedroht
sind;

in dem Bewußtsein, daß die
Erhaltung natürlicher Lebens-
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räume ein lebenswichtiges Ele-
ment des Schutzes und der Erhal-
tung wildlebender Pflanzen und
Tiere darstellt;

in der Erkenntnis, daß die
Erhaltung wildlebender Pflanzen
und Tiere von den Regierungen
bei der Festlegung ihrer nationa-
len Ziele und Programme berück-
sichtigt und eine internationale
Zusammenarbeit zum Schutz ins-
besondere der wandernden Arten
herbeigeführt werden sollte;

eingedenk dessen, daß Regie-
rungen oder internationale Gre-
mien, vor allem die Konferenz
der Vereinten Nationen von 1972
über die Umwelt des Menschen
und die Beratende Versammlung
des Europarats, in zahlreichen
Forderungen ein gemeinsames
Vorgehen verlangt haben;

insbesondere in dem Wunsch,
im Bereich der Erhaltung wildle-
bender Pflanzen und Tiere, die in
der Entschließung Nr. 2 der
Zweiten Europäischen Minister-
konferenz über die Umwelt aus-
gesprochenen Empfehlungen zu
befolgen —

sind wie folgt übereingekom-
men:

KAPITEL I

ALLGEMEINE BESTIMMUN-
GEN

Artikel 1

1. Ziel dieses Übereinkommens
ist es, wildlebende Pflanzen und
Tiere sowie ihre natürlichen
Lebensräume, insbesondere die
Arten und Lebensräume, deren
Erhaltung die Zusammenarbeit
mehrerer Staaten erfordert, zu
erhalten und eine solche Zusam-
menarbeit zu fördern.

2. Besondere Aufmerksamkeit
gilt den gefährdeten und emp-
findlichen Arten einschließlich
der gefährdeten und der empfind-
lichen wandernden Arten.

Artikel 2

Die Vertragsparteien ergreifen
die erforderlichen Maßnahmen,

228
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um die Population der wildleben-
den Pflanzen und Tiere auf
einem Stand zu erhalten oder auf
einen Stand zu bringen, der ins-
besondere den ökologischen, wis-
senschaftlichen und kulturellen
Erfordernissen entspricht, wobei
den wirtschaftlichen und erho-
lungsbezogenen Erfordernissen
und den Bedürfnissen von örtlich
bedrohten Unterarten, Varietäten
oder Formen Rechnung getragen
wird.

Artikel 3

1. Im Einklang mit diesem
Übereinkommen unternimmt jede
Vertragspartei die notwendigen
Schritte, um die nationale Politik
zur Erhaltung wildlebender
Pflanzen und Tiere sowie ihrer
natürlichen Lebensräume zu för-
dern, wobei den gefährdeten und
den empfindlichen Arten, vor
allem den endemischen Arten,
sowie den gefährdeten Lebens-
räumen besondere Aufmerksam-
keit zugewendet wird.

2. Jede Vertragspartei verpflich-
tet sich, bei ihrer Planungs- und
Entwicklungspolitik sowie bei
ihren Maßnahmen gegen die
Umweltverschmutzung die Erhal-
tung wildlebender Pflanzen und
Tiere zu berücksichtigen.

3. Jede Vertragspartei fördert
die Erziehung und die Verbrei-
tung allgemeiner Informationen
in bezug auf die Notwendigkeit,
wildlebende Pflanzen- und Tier-
arten sowie ihre Lebensräume zu
erhalten.

K A P I T E L II

SCHUTZ VON LEBENSRÄU-
MEN

Artikel 4

1. Jede Vertragspartei ergreift
die geeigneten und erforderlichen
gesetzgeberischen und Verwal-
tungsmaßnahmen, um die Erhal-
tung der Lebensräume wildleben-
der Pflanzen- und Tierarten, ins-
besondere der in den Anhängen I
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und II genannten Arten, sowie
die Erhaltung gefährdeter natürli-
cher Lebensräume sicherzustel-
len.

2. Die Vertragsparteien berück-
sichtigen bei ihrer Planungs- und
Entwicklungspolitik die Erforder-
nisse der Erhaltung der nach
Absatz 1 geschützten Gebiete, um
jede Beeinträchtigung dieser
Gebiete zu vermeiden oder so
gering wie möglich zu halten.

3. Die Vertragsparteien ver-
pflichten sich, besondere Auf-
merksamkeit dem Schutz derjeni-
gen Gebiete zuzuwenden, die für
die in den Anhängen II und III
aufgeführten wandernden Arten
von Bedeutung sind und die als
Überwinterungs-, Sammel-, Fut-
ter-, Brut- oder Mauserplätze im
Verhältnis zu den Wanderrouten
günstig gelegen sind.

4. Die Vertragsparteien ver-
pflichten sich, ihre Bemühungen
um den Schutz der in diesem
Artikel bezeichneten natürlichen
Lebensräume, wenn diese in
Grenzgebieten liegen, soweit
erforderlich zu koordinieren.

K A P I T E L III

ARTENSCHUTZ

Artikel 5

Jede Vertragspartei ergreift die
geeigneten und erforderlichen
gesetzgeberischen und Verwal-
tungsmaßnahmen, um den beson-
deren Schutz der in Anhang I
aufgeführten wildlebenden Pflan-
zenarten sicherzustellen. Es ist zu
verbieten, diese Pflanzen absicht-
lich zu pflücken, zu sammeln,
abzuschneiden, auszugraben oder
auszureißen. Jede Vertragspartei
verbietet, soweit erforderlich, den
Besitz oder den Verkauf dieser
Arten.

Artikel 6

Jede Vertragspartei ergreift die
geeigneten und erforderlichen
gesetzgeberischen und Verwal-
tungsmaßnahmen, um den beson-
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deren Schutz der in Anhang II
aufgeführten wildlebenden Tier-
arten sicherzustellen. In bezug
auf diese Arten ist insbesondere
zu verbieten:

a) jede Form des absichtlichen
Fangens, des Haltens und
des absichtlichen Tötens;

b) das mutwillige Beschädigen
oder Zerstören von Brut-
oder Raststätten;

c) das mutwillige Beunruhigen
wildlebender Tiere, vor
allem während der Zeit des
Brütens, der Aufzucht der
Jungen und des Überwin-
terns, soweit dieses Beunru-
higen in bezug auf die Ziele
dieses Übereinkommens
von Bedeutung ist;

d) das mutwillige Zerstören
oder absichtliche Entneh-
men von Eiern aus der
Natur oder der Besitz dieser
Eier, auch wenn sie leer
sind;

e) der Besitz von oder der
innerstaatliche Handel mit
lebenden oder toten Tieren
einschließlich ausgestopfter
Tiere und ohne weiteres
erkennbarer Teile dieser
Tiere oder ohne weiteres
erkennbarer Erzeugnisse
aus diesen Tieren, soweit
dies zur Wirksamkeit dieses
Artikels beiträgt.

Artikel 7

1. Jede Vertragspartei ergreift
die geeigneten und erforderlichen
gesetzgeberischen und Verwal-
tungsmaßnahmen, um den Schutz
der in Anhang III aufgeführten
wildlebenden Tierarten sicherzu-
stellen.
2. Jegliche Nutzung der in
Anhang III aufgeführten wildle-
benden Tiere wird so geregelt,
daß die Populationen in ihrem
Bestand nicht gefährdet werden,
wobei Artikel 2 Rechnung zu tra-
gen ist.
3. Diese Maßnahmen umfassen
unter anderem:

a) Schonzeiten und/oder
andere Verfahren zur Rege-
lung der Nutzung;
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b) gegebenenfalls ein zeitweili-
ges oder örtlich begrenztes
Nutzungsverbot zur Wie-
derherstellung eines zufrie-
denstellenden Populations-
standes;

c) gegebenenfalls die Rege-
lung des Verkaufs lebender
und toter wildlebender
Tiere, des Haltens solcher
Tiere zum Verkauf, des
Transports solcher Tiere zu
Verkaufszwecken oder des
Anbietens solcher Tiere
zum Verkauf.

Artikel 8

Im Zusammenhang mit dem
Fangen oder Töten der in An-
hang III aufgeführten wildleben-
den Tierarten und in Fällen, in
denen nach Artikel 9 Ausnahmen
für die in Anhang II aufgeführten
Arten Anwendung finden, verbie-
ten die Vertragsparteien die Ver-
wendung aller zum wahllosen
Fangen und Töten geeigneten
Mittel sowie aller Mittel, die
gebietsweise zum Verschwinden
oder zu einer schweren Beunruhi-
gung von Populationen einer Art
führen können; dieses Verbot
gilt insbesondere für die in An-
hang IV aufgeführten Mittel.

Artikel 9

1. Unter der Voraussetzung,
daß es keine andere befriedi-
gende Lösung gibt und die Aus-
nahme dem Bestand der betref-
fenden Population nicht schadet,
kann jede Vertragspartei Ausnah-
men von den Artikeln 4, 5, 6, 7
und vom Verbot der Verwen-
dung der in Artikel 8 bezeichne-
ten Mittel zulassen:

— zum Schutz der Pflanzen-
und Tierwelt;

— zur Verhütung ernster
Schäden an Kulturen, Vieh-
beständen, Wäldern, Fisch-
gründen, Gewässern und
anderem Eigentum;

— im Interesse der öffentli-
chen Gesundheit und
Sicherheit, der Sicherheit
der Luftfahrt oder anderer
vorrangiger öffentlicher
Belange;

229
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— für Zwecke der Forschung
und Erziehung, der
Bestandsauffrischung, der
Wiederansiedlung und der
Aufzucht;

— um unter streng überwach-
ten Bedingungen selektiv
und in begrenztem Umfang
das Fangen, das Halten
oder eine andere vernünf-
tige Nutzung bestimmter
wildlebender Tiere und
Pflanzen in geringen Men-
gen zu gestatten.

2. Die Vertragsparteien erstat-
ten dem Ständigen Ausschuß alle
zwei Jahre über die nach
Absatz 1 zugelassenen Ausnah-
men Bericht. Diese Berichte müs-
sen enthalten:

— die Populationen, die von
den Ausnahmen erfaßt wur-
den oder werden, und, falls
möglich, die Anzahl der
betroffenen Exemplare;

— die für das Töten oder Fan-
gen zugelassenen Mittel;

— die Art der Risiken und die
zeitlichen und örtlichen
Umstände, unter denen sol-
che Ausnahmen zugelassen
wurden;

— die Behörde, die befugt ist
zu erklären, daß die Vor-
aussetzungen für die Aus-
nahmen erfüllt sind, und die
befugt ist, Beschlüsse in
bezug auf die zu verwen-
denden Mittel, ihre Gren-
zen und die mit der Durch-
führung beauftragten Per-
sonen zu fassen;

— die Kontrollmaßnahmen.

K A P I T E L IV

SONDERBESTIMMUNGEN
FÜR WANDERNDE ARTEN

Artikel 10

1. Die Vertragsparteien ver-
pflichten sich, zusätzlich zu den
in den Artikeln 4, 6, 7 und 8
genannten Maßnahmen ihre
Bemühungen um den Schutz der
in den Anhängen II und III auf-
geführten wandernden Arten,
deren Verbreitungsgebiet in ihr
Hoheitsgebiet hineinreicht, zu
koordinieren.
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2. Die Vertragsparteien ergrei-
fen Maßnahmen, um sicherzu-
stellen, daß die nach Artikel 7
Absatz 3 lit. a festgelegten Schon-
zeiten und/oder anderen Verfah-
ren zur Regelung der Nutzung
angemessen und so beschaffen
sind, daß sie den Bedürfnissen
der in Anhang III aufgeführten
wandernden Arten gerecht wer-
den.

K A P I T E L V

ERGÄNZENDE BESTIM-
MUNGEN

Artikel 11

1. Die Vertragsparteien ver-
pflichten sich, bei der Durchfüh-
rung dieses Übereinkommens:

a) soweit zweckdienlich
zusammenzuarbeiten, vor
allem wenn dies die Wirk-
samkeit der auf Grund der
übrigen Artikel dieses Über-
einkommens getroffenen
Maßnahmen erhöhen
könnte;

b) die den Zwecken dieses
Übereinkommens dienen-
den Forschungsarbeiten zu
fördern und zu koordinie-
ren.

2. Jede Vertragspartei verpflich-
tet sich:

a) die Wiederansiedlung ein-
heimischer wildlebender
Pflanzen- und Tierarten zu
fördern, wenn dadurch ein
Beitrag zur Erhaltung einer
gefährdeten Art geleistet
würde, vorausgesetzt, daß
zunächst auf der Grundlage
der Erfahrungen anderer
Vertragsparteien untersucht
wird, ob eine solche Wie-
deransiedlung erfolgreich
und vertretbar wäre;

b) die Ansiedlung nicht heimi-
scher Arten streng zu über-
wachen und zu begrenzen.

3. Jede Vertragspartei teilt dem
Ständigen Ausschuß die Arten
mit, die in ihrem Hoheitsgebiet
vollen Schutz genießen und nicht
in den Anhängen I und II enthal-
ten sind.
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Artikel 12

Die Vertragsparteien können
strengere als die nach diesem
Übereinkommen vorgesehenen
Maßnahmen zur Erhaltung wild-
lebender Pflanzen und Tiere
sowie ihrer natürlichen Lebens-
räume treffen.

K A P I T E L VI

STÄNDIGER AUSSCHUSS

Artikel 13

1. Für die Zwecke dieses Über-
einkommens wird ein Ständiger
Ausschuß eingesetzt.

2. Jede Vertragspartei kann
durch einen oder mehrere Dele-
gierte im Ständigen Ausschuß
vertreten sein. Jede Delegation
hat eine Stimme. In ihrem
Zuständigkeitsbereich übt die
Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft ihr Stimmrecht mit einer
Stimmenzahl aus, die der Anzahl
ihrer Mitgliedstaaten entspricht,
die Vertragsparteien dieses Über-
einkommens sind; die Europäi-
sche Wirtschaftsgemeinschaft übt
ihr Stimmrecht nicht aus, wenn
die betreffenden Mitgliedstaaten
ihr Stimmrecht ausüben, und
umgekehrt.

3. Jeder Mitgliedstaat des Euro-
parats, der nicht Vertragspartei
des Übereinkommens ist, kann
durch einen Beobachter im Aus-
schuß vertreten sein.

Der Ständige Ausschuß kann
durch einstimmigen Beschluß
jeden Nichtmitgliedstaat des
Europarats, der nicht Vertrags-
partei des Übereinkommens ist,
einladen, sich durch einen Beob-
achter auf einer der Tagungen
des Ständigen Ausschusses vertre-
ten zu lassen.

Sonstige Gremien oder Orga-
nisationen der nachstehenden
Kategorien, die auf dem Gebiet
des Schutzes, der Erhaltung und
der Hege und Nutzung wildle-
bender Pflanzen und Tiere sowie
ihrer Lebensräume fachlich quali-
fiziert sind:

a) internationale staatliche
oder nichtstaatliche Organi-
sationen oder Gremien und
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nationale staatliche Organi-
sationen oder Gremien;

b) nationale nichtstaatliche
Organisationen oder Gre-
mien, denen der Staat, in
dem sie ihren Sitz haben,
dazu seine Zustimmung
gegeben hat,

können dem Generalsekretär des
Europarats spätestens drei
Monate vor der Tagung des Aus-
schusses ihren Wunsch mitteilen,
sich auf dieser Tagung durch
Beobachter vertreten zu lassen.
Sie werden zugelassen, sofern
nicht ein Drittel der Vertragspar-
teien spätestens einen Monat vor
der Tagung dem Generalsekretär
ihren Einspruch mitgeteilt hat.

4. Der Ständige Ausschuß wird
vom Generalsekretär des Europa-
rats einberufen. Seine erste
Tagung findet innerhalb eines
Jahres nach dem Tag des Inkraft-
tretens des Übereinkommens
statt. In der Folge tritt er minde-
stens alle zwei Jahre sowie immer
dann zusammen, wenn die Mehr-
heit der Vertragsparteien dies
beantragt.

5. Die Mehrheit der Vertrags-
parteien kann die Abhaltung
einer Tagung des Ständigen Aus-
schusses beschließen.

6. Vorbehaltlich der Bestim-
mungen dieses Übereinkommens
gibt sich der Ständige Ausschuß
eine Geschäftsordnung.

Artikel 14

1. Der Ständige Ausschuß ist
verantwortlich für die Überwa-
chung der Einhaltung dieses
Übereinkommens. Er kann insbe-
sondere :

— die Bestimmungen dieses
Übereinkommens ein-
schließlich seiner Anhänge
laufend überprüfen und auf
etwa erforderliche Ände-
rungen untersuchen;

— den Vertragsparteien Maß-
nahmen empfehlen, die zur
Erreichung der Ziele dieses
Übereinkommens getroffen
werden sollen;
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— die geeigneten Maßnahmen
empfehlen, um die Öffent-
lichkeit über die im Rahmen
dieses Übereinkommens
durchgeführten Arbeiten
auf dem laufenden zu hal-
ten;

— dem Ministerkomitee
Nichtmitgliedstaaten des
Europarats empfehlen, die
zum Beitritt zum Überein-
kommen eingeladen werden
sollen;

— Vorschläge zur Verbesse-
rung der Wirksamkeit die-
ses Übereinkommens vorle-
gen, darunter Vorschläge,
mit Staaten, die keine Ver-
tragsparteien sind, Überein-
künfte zur Verbesserung
der wirksamen Erhaltung
einzelner Arten oder Grup-
pen von Arten zu schließen.

2. Zur Wahrnehmung seiner
Aufgaben kann der Ständige Aus-
schuß von sich aus Tagungen von
Sachverständigengruppen veran-
stalten.

Artikel 15

Nach jeder Tagung übermittelt
der Ständige Ausschuß dem
Ministerkomitee des Europarats
einen Bericht über seine Arbeit
und die Durchführung des Über-
einkommens.

K A P I T E L VII

ÄNDERUNGEN

Artikel 16
1. Jede von einer Vertragspartei
oder dem Ministerkomitee vorge-
schlagene Änderung der Artikel
dieses Übereinkommens wird
dem Generalsekretär des Europa-
rats übermittelt und von ihm spä-
testens zwei Monate vor der
Tagung des Ständigen Ausschus-
ses an die Mitgliedstaaten des
Europarats, jeden Unterzeichner,
jede Vertragspartei, jeden nach
Artikel 19 zur Unterzeichnung
dieses Übereinkommens eingela-
denen Staat und jeden nach Arti-
kel 20 zum Beitritt eingeladenen
Staat weitergeleitet.
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2. Jede nach Absatz 1 vorge-
schlagene Änderung wird vom
Ständigen Ausschuß geprüft, der

a) bei Änderungen der Arti-
kel 1 bis 12 den mit Drei-
viertelmehrheit der abgege-
benen Stimmen beschlosse-
nen Wortlaut den Vertrags-
parteien zur Annahme vor-
legt;

b) bei Änderungen der Artikel
13 bis 24 den mit Dreivier-
telmehrheit der abgegebe-
nen Stimmen beschlossenen
Wortlaut dem Ministerko-
mitee zur Genehmigung
vorlegt. Nach der Geneh-
migung wird dieser Wort-
laut den Vertragsparteien
zur Annahme zugeleitet.

3. Jede Änderung tritt am drei-
ßigsten Tag nach dem Tag in
Kraft, an dem alle Vertragspar-
teien dem Generalsekretär die
Annahme dieser Änderung mitge-
teilt haben.

4. Die Absätze 1, 2 lit. a und 3
gelten auch für die Annahme
neuer Anhänge zu diesem Über-
einkommen.

Artikel 17

1. Jede von einer Vertragspartei
oder dem Ministerkomitee vorge-
schlagene Änderung der Anhänge
dieses Übereinkommens wird
dem Generalsekretär des Europa-
rats übermittelt und von ihm spä-
testens zwei Monate vor der
Tagung des Ständigen Ausschus-
ses an die Mitgliedstaaten des
Europarats, jeden Unterzeichner,
jede Vertragspartei, jeden nach
Artikel 19 zur Unterzeichnung
dieses Übereinkommens eingela-
denen Staat und jeden nach Arti-
kel 20 zum Beitritt eingeladenen
Staat weitergeleitet.

2. Jede nach Absatz 1 vorge-
schlagene Änderung wird vom
Ständigen Ausschuß geprüft, der
sie mit Zweidrittelmehrheit der
Vertragsparteien beschließen
kann. Der beschlossene Wortlaut
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wird den Vertragsparteien zuge-
leitet.

3. Sofern nicht ein Drittel der
Vertragsparteien Einwände noti-
fiziert hat, tritt eine Änderung für
die Vertragsparteien, die keine
Einwände notifiziert haben, drei
Monate nach der Beschlußfas-
sung durch den Ständigen Aus-
schuß in Kraft.

K A P I T E L VIII

BEILEGUNG VON STREITIG-
KEITEN

Artikel 18

1. Der Ständige Ausschuß
bemüht sich eine gütliche Beile-
gung jeder Schwierigkeit zu
erleichtern, die sich bei der
Durchführung dieses Überein-
kommens ergibt.

2. Jede Streitigkeit zwischen
Vertragsparteien über die Ausle-
gung oder Anwendung dieses
Übereinkommens, die nicht nach
Absatz 1 oder durch Verhandlun-
gen zwischen den betroffenen
Parteien beigelegt worden ist,
wird, sofern die betreffenden Par-
teien nichts anderes vereinbaren,
auf Antrag einer dieser Parteien
einem Schiedsverfahren unter-
worfen. Jede Partei bestimmt
einen Schiedsrichter, und die bei-
den Schiedsrichter bestimmen
einen dritten Schiedsrichter. Vor-
behaltlich des Absatzes 3 gilt fol-
gendes: Hat eine der Parteien
drei Monate nach Beantragung
eines Schiedsverfahrens noch kei-
nen Schiedsrichter bestimmt, so
wird dieser auf Antrag der ande-
ren Partei innerhalb von weiteren
drei Monaten vom Präsidenten
des Europäischen Gerichtshofs
für Menschenrechte bestimmt.
Können sich die Schiedsrichter
innerhalb von drei Monaten nach
Bestimmung der ersten beiden
Schiedsrichter nicht auf einen
dritten Schiedsrichter einigen, so
wird das gleiche Verfahren ange-
wendet.

3. Ist in einer Streitigkeit zwi-
schen zwei Vertragsparteien die
eine Vertragspartei zugleich Mit-
gliedstaat der Europäischen Wirt-
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Schaftsgemeinschaft und diese
selbst ebenfalls Vertragspartei, so
richtet die andere Vertragspartei
den Antrag auf ein Schiedsverfah-
ren sowohl an diesen Staat als
auch an die Gemeinschaft; diese
notifizieren ihr gemeinsam inner-
halb von zwei Monaten nach Ein-
gang des Antrags, ob der Mit-
gliedstaat oder die Gemeinschaft
oder der Mitgliedstaat und die
Gemeinschaft gemeinsam Streit-
partei sein werden. Erfolgt inner-
halb dieser Frist keine solche
Notifikation, so gelten der Mit-
gliedstaat und die Gemeinschaft
als eine Streitpartei für die
Zwecke der Anwendung der
Bestimmungen über die Errich-
tung und das Verfahren des
Schiedsgerichts. Dasselbe gilt,
wenn der Mitgliedstaat und die
Gemeinschaft gemeinsam als
Streitpartei auftreten.

4. Das Schiedsgericht gibt sich
eine Verfahrensordnung. Es ent-
scheidet mit Stimmenmehrheit.
Sein Schiedsspruch ist endgültig
und bindend.

5. Jede Streitpartei übernimmt
die Kosten des von ihr bestimm-
ten Schiedsrichters; die Kosten
des dritten Schiedsrichters sowie
die sonstigen durch das Schieds-
verfahren entstehenden Kosten
werden von den Parteien zu glei-
chen Teilen getragen.

K A P I T E L IX

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 19

1. Dieses Übereinkommen liegt
für die Mitgliedstaaten des Euro-
parats, für Nichtmitgliedstaaten,
die sich an der Ausarbeitung des
Übereinkommens beteiligt haben,
und für die Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft zur Unter-
zeichnung auf.

Bis zum Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Übereinkommens
liegt es auch für jeden anderen
vom Ministerkomitee dazu einge-
ladenen Staat zur Unterzeich-
nung auf.

Das Übereinkommen bedarf
der Ratifikation, Annahme oder
Genehmigung. Die Ratifika-

230
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tions-, Annahme- oder Genehmi-
gungsurkunden werden beim
Generalsekretär des Europarats
hinterlegt.

2. Das Übereinkommen tritt am
ersten Tag des Monats in Kraft,
der auf einen Zeitabschnitt von
drei Monaten nach dem Tag
folgt, an dem fünf Staaten, dar-
unter mindestens vier Mitglied-
staaten des Europarats, nach
Absatz 1 ihre Zustimmung ausge-
drückt haben, durch das Überein-
kommen gebunden zu sein.

3. Für jeden Unterzeichnerstaat
oder die . Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft, die später
ihre Zustimmung ausdrücken,
durch das Übereinkommen
gebunden zu sein, tritt es am
ersten Tag des Monats in Kraft,
der auf einen Zeitabschnitt von
drei Monaten nach Hinterlegung
der Ratifikations-, Annahme-
oder Genehmigungsurkunde
folgt.

Artikel 20

1. Nach Inkrafttreten dieses
Übereinkommens kann das Mini-
sterkomitee des Europarats nach
Konsultation der Vertragspar-
teien jeden Nichtmitgliedstaat des
Rates, der nach Artikel 19 zur
Unterzeichnung eingeladen wor-
den ist, dies jedoch noch nicht
getan hat, sowie jeden anderen
Nichtmitgliedstaat einladen, dem
Übereinkommen beizutreten.

2. Für jeden beitretenden Staat
tritt das Übereinkommen am
ersten Tag des Monats in Kraft,
der auf einen Zeitabschnitt von
drei Monaten nach Hinterlegung
der Beitrittsurkunde beim Gene-
ralsekretär des Europarats folgt.

Artikel 21

1. Jeder Staat kann bei der
Unterzeichnung oder bei der
Hinterlegung seiner Ratifika-
tions-, Annahme-, Genehmi-
gungs- oder Beitrittsurkunde ein-
zelne oder mehrere Hoheitsge-
biete bezeichnen, auf die dieses
Übereinkommen Anwendung fin-
det.
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2. Jede Vertragspartei kann bei
der Hinterlegung ihrer Ratifika-
tions-, Annahme-, Genehmi-
gungs- oder Beitrittsurkunde
oder jederzeit danach durch eine
an den Generalsekretär des Euro-
parats gerichtete Erklärung die
Anwendung dieses Übereinkom-
mens auf jedes weitere in der
Erklärung bezeichnete Hoheits-
gebiet erstrecken, dessen interna-
tionale Beziehungen sie wahr-
nimmt oder für das sie Vereinba-
rungen treffen kann.

3. Jede nach Absatz 2 abgege-
bene Erklärung kann in bezug
auf jedes darin genannte Hoheits-
gebiet durch eine an den General-
sekretär gerichtete Notifikation
zurückgenommen werden. Die
Zurücknahme wird am ersten
Tag des Monats wirksam, der auf
einen Zeitabschnitt von sechs
Monaten nach Eingang der Noti-
fikation beim Generalsekretär
folgt.

Artikel 22

1. Jeder Staat kann bei der
Unterzeichnung oder bei der
Hinterlegung seiner Ratifika-
tions-, Annahme-, Genehmi-
gungs- oder Beitrittsurkunde
einen oder mehrere Vorbehalte in
bezug auf bestimmte in den
Anhängen I bis III aufgeführte
Arten und/oder für bestimmte in
dem oder den Vorbehalten
genannte Arten in bezug auf
bestimmte in Anhang IV aufge-
führte Mittel oder Methoden des
Tötens, Fangens oder der sonsti-
gen Nutzung machen. Vorbe-
halte allgemeiner Art sind nicht
zulässig.

2. Jede Vertragspartei, welche
die Anwendung dieses Überein-
kommens auf ein Hoheitsgebiet
ausdehnt, das in der in Artikel 21
Absatz 2 bezeichneten Erklärung
genannt ist, kann für das betref-
fende Hoheitsgebiet einen oder
mehrere Vorbehalte nach Maß-
gabe des Absatzes 1 machen.

3. Sonstige Vorbehalte sind
nicht zulässig.
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4. Jede Vertragspartei, die einen
Vorbehalt nach den Absätzen 1
und 2 gemacht hat, kann diesen
durch eine an den Generalsekre-
tär des Europarats gerichtete
Notifikation ganz oder teilweise
zurücknehmen. Die Zurück-
nahme wird mit dem Eingang der
Notifikation beim Generalsekre-
tär wirksam.

Artikel 23

1. Jede Vertragspartei kann die-
ses Übereinkommen jederzeit
durch eine an den Generalsekre-
tär des Europarats gerichtete
Notifikation kündigen.

2. Die Kündigung wird am
ersten Tag des Monats wirksam,
der auf einen Zeitabschnitt von
sechs Monaten nach Eingang der
Notifikation beim Generalsekre-
tär folgt.

Artikel 24

Der Generalsekretär des Euro-
parats notifiziert den Mitglied-
staaten des Europarats, jedem
Unterzeichnerstaat, der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft,
sofern sie Unterzeichner dieses
Übereinkommens ist, und jeder
Vertragspartei

a) jede Unterzeichnung,
b) jede Hinterlegung einer

Ratifikations-, Annahme-,
Genehmigungs- oder Bei-
trittsurkunde,

c) jeden Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Übereinkom-
mens nach den Artikeln 19
und 20,

d) jede nach Artikel 13 Absatz
3 übermittelte Information,

e) jeden nach Artikel 15 aus-
gearbeiteten Bericht,

f) jede Änderung oder jeden
neuen Anhang, die nach
den Artikeln 16 und 17
beschlossen werden, und
den Zeitpunkt, zu dem die
Änderung oder der neue
Anhang in Kraft tritt,
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g) jede nach Artikel 21
Absätze 2 und 3 abgegebene
Erklärung,

h) jeden nach Artikel 22
Absätze 1 und 2 gemachten
Vorbehalt,

i) die Zurücknahme jedes
Vorbehaltes nach Artikel 22
Absatz 4,

j) jede nach Artikel 23 vorge-
nommene Notifikation und
den Zeitpunkt, zu dem die
Kündigung wirksam wird.

Zu Urkund dessen haben die
hierzu gehörig befugten Unter-
zeichneten dieses Übereinkom-
men unterschrieben.

Geschehen zu Bern, am
19. September 1979 in englischer
und französischer Sprache, wobei
jeder Wortlaut gleichermaßen
verbindlich ist, in einer Urschrift,
die im Archiv des Europarats hin-
terlegt wird. Der Generalsekretär
des Europarats übermittelt jedem
Mitgliedstaat des Europarats,
jedem Unterzeichnerstaat, der
Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft, sofern sie Unterzeichner
ist, sowie jedem Staat, der zur
Unterzeichnung dieses Überein-
kommens oder zum Beitritt zu
diesem Übereinkommen eingela-
den worden ist, beglaubigte
Abschriften.
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Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 2. Mai 1983 beim Generalsekretär des Europarates hinterlegt; das Übereinkommen
tritt gemäß seinem Art. 19 Abs. 3 am 1. September 1983 in Kraft.

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des Europarates haben das Übereinkommen auch Däne-
mark, Irland, Italien, Liechtenstein, Luxemburg, die Niederlande (für das Königreich in Europa), Portu-
gal, Schweiz, das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland und die Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft ratifiziert bzw. genehmigt.

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde hat das Vereinigte Königreich nachstehende
Vorbehalte erklärt:
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Vorbehalte zu Artikel 22

Großbritannien

Die in Anhang IV aufgezählten Verbote sind Gegenstand der folgenden Vorbehalte:

H a s e n

Schlingen / außer Schlingen mit Sicherheitsverschluß (self locking snares);

Tonbandgeräte;

Elektrische Geräte, die töten oder betäuben können;

künstliche Lichtquellen;

Spiegel und andere blendende Vorrichtungen;

Vorrichtungen zur Beleuchtung der Ziele;
Visiervorrichtungen für das Schießen bei Nacht mit elektronischem Bildverstärker oder Bildum-
wandler;

Netze;

Fallen;

Halbautomatische Waffen, deren Magazin mehr als zwei Patronen aufnehmen kann;

Flugzeuge;

fahrende Kraftfahrzeuge.

H e r m e l i n

Bezüglich der verbotenen Methoden des Tötens wird ein Vorbehalt gemacht wie für den Hasen,
unter Hinzufügung des Begasens und Ausräucherns.

W i e s e l

Bezüglich der verbotenen Methoden des Tötens wird ein Vorbehalt gemacht wie für den Hasen,
unter Hinzufügung des Begasens und Ausräucherns.

D e r H i r s c h in E n g l a n d u n d W a l e s

Rothirsch: (Cervus elaphus) Männchen vom 1. August bis einschließlich 30. April;
Weibchen vom 1. November bis einschließlich 29. Feber.

Damhirsch: (Dama Dama) Männchen vom 1. August bis einschließlich 30. April;
Weibchen vom 1. November bis einschließlich 29. Feber.

Reh: (Capreolus capreolus) Männchen vom 1. April bis einschließlich 31. Oktober;
Weibchen vom 1. November bis einschließlich 29. Feber.

Sika: (Cervus nippon) Männchen vom 1. August bis einschließlich 30. April;
Weibchen vom 1. November bis einschließlich 29. Feber.

für jede Person, die ohne Einwilligung des Eigentümers/Besitzers/Rechtsträgers in ein Gebiet
eindringt (außer wenn gemäß Artikel 10, 10 A und 11 des Gesetzes von 1963 über das Rotwild,
in der abgeänderten Fassung von Anhang 7 zu dem Gesetz von 1981 über die Fauna, Flora und
ländliche Umwelt, das Gebiet einer beschränkten Ausnahme unterliegt);

Tonbandgeräte;

Elektrische Geräte, die töten oder betäuben können;

Spiegel und andere blendende Vorrichtungen;

Halbautomatische Waffen, deren Magazin mehr als zwei Patronen aufnehmen kann (ausgenom-
men andere ausgedehnte Verbote hinsichtlich der Feuerwaffen, der Waffen und Munitionen);
Vorrichtungen zur Beleuchtung der Ziele.
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D e r H i r s c h in S c h o t t l a n d

S e e h u n d

Kegelrobbe vom 1. Jänner bis. einschließlich 31. August;

Gemeiner Seehund vom 1. September bis einschließlich 31. Mai;

Tonbandgeräte;

Elektrische Geräte, die töten oder betäuben können;

Künstliche Lichtquellen;

Spiegel und andere blendende Vorrichtungen;

Vorrichtungen zur Beleuchtung der Ziele;

Visiervorrichtungen für das Schießen bei Nacht mit elektronischem Bildverstärker oder Bildum-
wandler;

Netze;

Fallen;

Jeder Karabiner, der Kugeln mit einer Mündungsenergie von mindestens 600 Fuß-Pfund ver-
wendet und eine Kugel mit einem Gewicht von mindestens 2,916 g;

Flugzeuge;

Fahrende Kraftfahrzeuge.

Nordirland

Folgende Vorbehalte werden vorgebracht:

I m A n h a n g I b e z e i c h n e t e P f l a n z e n a r t e n v o n N o r d i r l a n d

Alle Arten

I m A n h a n g I I b e z e i c h n e t e T i e r a r t e n v o n N o r d i r l a n d

I. Säugetiere — alle Arten
II. Vögel — alle Arten
III. Reptilien — alle Arten
IV. Amphibien — alle Arten
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I m A n h a n g I I I b e z e i c h n e t e T i e r a r t e n v o n N o r d i r l a n d

I. Säugetiere — alle Arten außer Halichoerus grypus (Kegelrobbe)
II. Vögel — Haubenkormoran, Großer Kormoran, Gemeiner Storch, Lachmöwe, Wildtaube
III. Reptilien — alle Arten
IV. Amphibien — alle Arten

I n A n h a n g I V b e z e i c h n e t e v e r b o t e n e M i t t e l u n d M e t h o d e n d e r J a g d u n d
a n d e r e v e r b o t e n e F o r m e n d e r A u s b e u t u n g f ü r d i e in N o r d i r l a n d l e b e n d e n
A r t e n

I. Säugetiere — alle Methoden
II. Vögel — alle Arten (Tonbandgeräte, elektrische Geräte, die töten oder betäuben können,

künstliche Lichtquellen, Spiegel und andere blendende Vorrichtungen, Vorrichtun-
gen zur Beleuchtung der Ziele, Visiervorrichtungen für das Schießen bei Nacht
usw., Sprengstoffe, Gift und vergiftete oder betäubende Köder, mit Ausnahme ihrer
genehmigten Verwendung zur Tötung oder Gefangennahme der Türkentaube, die
gemäß dem Übereinkommen geschützt werden muß.)

Die in Nordirland geltenden Vorbehalte sind, obwohl von ausgedehnter Tragweite, nur vorüberge-
hend. Der Entwurf der Verordnung (Order in Council) betreffend die Erhaltung der Fauna in Nordirland,
der die Regelung weitgehend derjenigen Großbritanniens angleichen wird, sollte im Dezember 1982 in
Kraft treten und dann können die gesonderten Vorbehalte betreffend Nordirland durch einen Vorbehalt
ersetzt werden, der weitgehend analog dem obig für Großbritannien gemachten Vorbehalt entsprechen
wird.

Sinowatz


